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schen die Bischöfe auch Wünscheeiner Zusammenkunft VOINN verschilede- Maı 1988, die spater ZARG Grundlage
NEeN Selten In Rom beschlossen habe, der inıgung miıt den Ex-Lefebvrianern die Priesterbruderschaft St Petrus ZUMm

USArTruC un: 1e15 dabei zwischen denıne gemischte theologische Kommissıon wurde. Wıe eine möglıche Einbindung
bilden, die den aufgeworfenen ıturg1- des Klerus der Priesterbruderschaft In Zeilen durchaus auch Kritik Verhal-

den diözesanen Klerus elnes Bıstums ten der Priesterbruderschaft erkennen:schen Fragen nachgehen solle.
Unterstützung rhielt 1S1g unterdessen aussehen kann, ist bıs heute ungeklärt, Man SO darauf achten, da{s die Ge:
VO Regens des Semi1ıinars ıIn Wiıgratz- ebenso dıe Haltung der Priesterbruder- meıinschaft miıt dem eweıls zuständıgen
bad SOWI1E den Distriktoberen aus schaft A0 nachkonziliaren Kıirche, INS- Ortsbischof gesucht un gewahrt werde.
Deutschland, Österreich un der besondere deren Liıturgle. ulserdem sSo 111all sıch nıcht sechr
Schweiz (Mitteilungsblatt der Priester- In einer Publikation AaUus mal des über Mißbräuche H Zusammenhang
bruderschaft ST 1US E November zehnjährigen Bestehens der Priesterbru- mıt der WG nachkonzıllaren Liıturglie

kümmern sehr diese auch bekla-1999, In ihrem Schreiben gehen erschna wurden gerade VOIN Vatıkan-
diese auch auf ihr Verhältnis Z nach- Vertretern vergleichsweise offen die SCH selen als vielmehr dıe nach den
konzıllaren rdo Missae ein Ä\Der Schwierigkeiten angesprochen. ardı- ormen gefeierte Liturgie m
unsch, nıcht SA Konzelebration als nal Joseph Ratzınger dıe ToDleme ihrem VOIN den Gläubigen erfahrenen
Bedingung ZU Erhalt elnes seelsorgli- darauf ZURÜCK® da{s »x vielen (Jrten Wert anerkennen“.
chen Auftrags seltens des Ortsbischofs 1SCHNO(Te, Priester un äubige dıe An- Aus der Anhänglichkeıit dıe vorkon-
genötigt werden, hat nıchts mıt elıner hänglichkeıit die alte Liturgıe als zıllare Liıturgie bezieht die Priesterbru-
Infragestellung dieser FEinheit oder eın Element der paltung ansehen erscha ihre, WE auch umstrıttene,
einem Mangel kirchlicher Gesinnung Er wiıirbt gerade auch den Bischöfen SC doch kirchenamtlic bejahte den-
z tun Über Priester der (GGeme1ln- tıtät. Dennoch ist schwer vorstellbar,genüber für mehr Grofßzügigkeit 1mM
schaft sollen sich inzwischen mıt dem Umgang mıt den Mitgliedern der Priıe- da{fß auf auer die Beziehungen 74000 Ge-

sterbruderschaft Modell 1st für iıh die samtkirche unbeschadet Jeiben, WEn(Gjeneraloberen 1S1g solidarisiert en
theologisch mögliche Pluralıtät late1- sich dıie geforderte Anerkennung des

Was WwI1e eın Streıit innerhalb der Prie- nıschen Rıten, WI1e S1Ee b1s Za Konzıil nachkonziliaren Rıtus nıcht auch darın
sterbruderschaft aussıieht, 1st selbst- bestand erwelsen kann, da{s Mitglieder der Prıe-
redend mehr als das Der innere Streıit sterbruderschaft sich diesem gegenüber
entzündet sich nıcht zufällig den Der rühere Präsident VO  - „Ecclesia öffnen un iıh praktizlieren, nıcht NUTrL,
So  ruchstellen der vatiıkanıschen Ver- Del”, ardına Augustin eyer, brachte WenNnn 65 darum geht, S1€ In der arr-
einbarung mıt Marcel eieDvre VO ın seliner Jubiläumsadresse neben Wün- seelsorge einzusetzen.

Ausverkauf elnes ethischen Prinzıps<
Soz1lale Gerechtigkeıit nıcht als Schlagwort ıIn der öffentlichen Debatte

Der Begriff „Soziale Gerechtigkeit” Tro In der aktuellen polıtischen Diskussion AT

Worthülse verkommen. Mıt Verweılis auf den soz1ialethischen Kontext, In dem der
Termıiınus beheimatet 1St, ar dıe Bamberger Sozialethikerin Marıanne Heimbach-
Steins soz1ale Gerechtigkeit als normatıven Leitbegriff.

In den zurückliegenden Wahlkämpfen In verschiedenen deut- Miıtte“ (1im sogenannten Schröder-Blair-Papier) 1m zurück-
schen Bundesländern SOWIE In den nachträglichen Beurteilun- hıegenden ersten Regierungsjahr entsprechende Erwartungen
SCHI un Bewertungen der Wahlergebnisse pielte das 1eCH- un Hoffnungen durchkreuzt haben scheint.
WOTT soO7z1ale Gerechtigkeıit eine Schlüsselrolle Es bildete den erdings 1st Sal nıcht klar, welche Erwartungen CS SINd, dıe
us der Kritik besonders der größeren Regierungspartel mıt dem chlagwort soz1ale Gerechtigkeit gegenüber der Re-
SI deren tradıtionelles Profil miıt dem Eınsatz für „das SO= Jlerung Ooder welchen politischen Kräften auch immer
ziale“ assoz1ıulert wird, die aber WG ihr Handeln beziehungs- eingeklagt werden sollen er Anspruch, das nlıegen der
welse WE dıe Ankündigung eınes Programms der „MCUCI zi1alen Gerechtigkeit vertreten bzw. besser und mıt oröße-
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e moralischem ec vertreten als die derzeit amtierende durchaus erfolgreic. funktionalisıiert, unzufriedene
Regjerung, wird ZUT eıt VOIN gegensätzlıchen politischen Kräf- Wählergruppen mobilisieren. Allerdings: auch angesichts
ten reklamıiert,; VOIN der PDS WI1e VON der ©0 natürlich dieses eindeutig erscheinenden Schlusses olt 65 nachzufra-
nımmt auch dıie SPD selbst die sozlale Gerechtigkeıit für hre SCI, womıt denn jene Wählergruppen, dıe mıt der Zustim-
Politik ın Anspruch derzeıt O mıt dem weltaus orößten INUNg einem olchen Programm sO7z1laler Gerechtigkeit ihr
Aufwand, wenn INan dıie Produktion einschlägiger PTOSIAIN- polıtisches Votum die amtierende Regjierung abgeben,
matischer Papıere ZU Ma({isstab macht DIies 1st zumındest eın eigentlich unzufrieden SInd. DIe Vermutung, da{s ın der AuS-
17 dafür, da{fs zwıischen den politischen Kräften In Deutsch- einandersetzung die Interpretation sozlaler Gerechtigkeıit,
land, aber auch innerhalb einzelner politischer Lager, Z eıt WI1e S1Ee ın den zurückliegenden Wahlkämpfen a  n
insbesondere innerhalb der Sozlaldemokratie, darüber gestrIit- wurde, In Wiırklichkeit eine Abstimmung ber gegensätzliche
ten wırd, WI1Ie denn eine Politik auszusehen habe, dıe der SO719A- Modelle VO Staat und Gesellschaft stattfindet, da{ßs diese AuUS-
len Gerechtigkeit verpflichtet 1st. einandersetzung dıe Stelle der Systemkonkurrenz zwıschen
elche Anforderungen die Politik VOIN den verschiedenen Ost un: West se1ın könnte, leg nıcht fern.
politischen Akteuren mıt dem Schlagwort soziale Gerechtig-
keıt geltend emacht werden, un! ob W zwıischen ıhnen och Auf der anderen Seıite steht ıne Polıitik, die VON der Einsicht
nennenswerte Gemeinsamkeiten 1bt, wird einmal mehr Z ausgeht, da{fß dıe Tendenz ZUT Ausuferung wohlfahrtsstaatlı-
drängenden rage DIe ın der öffentlichen Debatte gegene1n- cher Erwartungen un! Leistungen korriglert werden mufS,
ander 1Ns Feld ge‘  rten Vorverständni1sse lassen Jjeweıls weıl S1e nıcht mehr finanzıerbar 1st un olglıc L1UL auf KO=-
unterschiedliche Akzentsetzungen erkennen, da{s dıie Ver- sten der nachfolgenden (GGenerationen beibehalten werden
ständigung auf einen programmatischen, normatıven ern könnte. xplızıt wird dann auch das Stichwort der „Genera-
des Begriffs schwierig erscheint. tionengerechtigkeit” 1NSs pIe gebracht, etwa VO Bundes-

finanzminister Hans Eichel, der geltend macht, da{fßs ber-
schuldung die Handlungsfähigkeıt des Staates gefährdet un:

DiIe Gleichsetzung VOoON soz1laler Gerechtigkeit und jedenfalls erheblıchen un nachhaltigen Ungerechtigkei-
ten Nıchts i1st unsoz1al WI1IE eın überschuldeter Staat,Umverteilung
denn VO  —_ den Schuldzinsen profitieren 11UT diıejen1gen, die

Auf der eınen Selite steht 1mM Extrem eın politischer Kampfbe- dem Staat Kredit geben konnten: damıiıt wird einer be-
oT11T, der mıt dem Anmahnen VO  > sozlaler Gerechtigkeit auf trächtlichen Umverteilung VO  S nach oben beigetragen
ıne PULC Umverteilungspolitik zielt. Oz1lale Gerechtigkeit 1st (vgl er Spiegel 30 1999, 10 Z Z un Innovatıon un (3€e-
emnach ausschliefßlich eine Forderung den Staat als ms rechtigkeıt. Leıtantrag des PD-Parteivorstandes für den
vertellungsinstanz, un Je mehr staatlicherseıits VM oben Bundesparteitag 1999, 17)
nach unten“ umverteilt wird, desto mehr entspricht die al-
16 Politik dem verstandenen Nspruc so7z71laler Gerech- Wenn eine solche Polıtik, dıe bısherige Verteilungsstandards
igkeit FEın olches Verständnıis kümmert sich wen1g Fra- und -modiı In rage stellt, für sıch den Anspruch sozlaler Ge-
gCNH der Finanzierbarkeit, un das el auch: CS iıst wen1g rechtigkeıit reklamıiert, legt S1€E offenkundig eın Sanz anderes
besorgt die Verschiebung finanzieller Lasten auf die Verständnıs zugrunde. Jedenfalls Ist nıcht allein die Umverte1-
nachfolgenden Generationen. lungstätigkeıt des Staates 1mM Ie sondern auch Je nach
Darauf äuft dıe vollmundige S-Rhetorik hinaus. Eın sol- Standpunkt OS vorrangıg die rage der staatlıcherseılts
ches Verständnıis 1st aber OTIfTenDar durchaus weıter verbreitet gestaltenden Rahmenbedingungen, dıe dıie wirtschaftliche Le1-

auch beispielsweise In Urganen der J1 agespresse, die nıcht stungskraft der Gesellschaft unterstutzen un vermehren, dıe
verdäc  1gt werden können, der PDS ahe stehen, kann Eigentätigkeıit und -verantwortun ANTCSCH und Öördern IIies
INan die Gleichsetzung VO  H so7z71laler Gerechtigkeit und Um- alles wird wıederum standpunktabhängıig mehr oder wen1ger
verteilung VO oben ach finden ohne jede welıltere eutllc un betont als Basıs gesehen, die Grundidee des
Differenzierung oder Herstellung VON Beziehungen Ee{tW. ZWI1- Sozlalstaats aufrechtzuerhalten Uun: die elementaren LebensrisIi-
schen ökonomischer Verteilung un! politischer Beteiligung ken für alle 1mM alse ihrer Bedürftigkeit abzusichern.
(vgl Graupner, Nur der Sozilalstaat ist eın moderner In ihrem Posıtionspapler „Dritte Wege NEUC Miıtte  CC 0S 99)
Staat, In VO 11 99) Eher dıiffus wird „das Soz1ilale“ als versucht dıie Grundwertekommission der SPD eın VO  . ihr

selbst als „modern “ bezeichnetes Verständnis VOIN sozlaler (Ge-normatıve TO der Polıitik angemahnt, wobel allerdings
stillschweigen: zentrale Gehalte so71al verantwortlichen rechtigkeit entwertfen. 10N auf. materı1elle Gleichheit
andelns ausgeklammert werden un der Plural polıitischer inkommen un Vermögen) Oder auch 11UT dıe Reduzierung
Akteure In Staat un Gesellschaft auf den ingular des Staates materieller Ungleichheıit Urec Umverteilung werden als alle1-
reduziert wird. nıger Inhalt der sozlalen Gerechtigkeit ebenso zurückgewlesen
ozlale Gerechtigkeit wird zugle1ic. WIeEe dıe zurückliegenden WIE die Vorstellung, Chancengleichheıit bilde schon eiıne hınrel-
Wahlergebnisse In den östlichen Bundesländern zeigen, chende Voraussetzung ZUT Umsetzung dieses Ziels
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Zum Ausgangspunkt der gesuchten modernen Bestimmung verläfßßlichem Schutz die Risiıken des individuellen un!
werden die VO New-Labour Chefdenker Anthony Giddens gesellschaftlichen Lebens In der komplexen un: unüberschau-
propagılerten Kriterien Förderung „gesellschaftlicher nklu- bar gewordenen Gesellschaft
S10  e SOWI1e Verhinderung „gesellschaftlıcher Exklusion“ Der hohe moralische NSpruc des Sozialen ist zudem 1M
(freiwillige Verabschiedung AaUusSs der soz1ialen Verpflichtung Konzept des Sozilalstaats einer normatıven Leitgröße für

oberen Ende und unfreiwilliger Ausschlufß VOIN der Ööko- dıe Polıitik avanclert.TVon ungefähr wird VonNn den Krıtı-
nomischen un politischen eılhabe untieren Ende der kern neoliberaler Tendenzen, den Sozialstaat mehr oder WE -

gesellschaftlichen Skala). Die Zulässigkeit sozlaler und wirt- nıger adıkal zurückzufahren, die Bedeutung sozlalstaatlicher
Sscha  i1cher Ungleic.  eıten wırd In explizıter ehnung Errungenschaften als Fundament des soz1i1alen Friıedens nach-

den zweıten Gerechtigkeitsgrundsatz VON John awls TÜCKIC hervorgehoben (vgl IS das Gemelnsame Wort
Eine Theorie der Gerechtigkeit, das Krıterium der der Kirchen „FÜr ine Zukunft das Solidarität un Gerechtig-
Meıistbegünstigung der schlechtesten gestellten Mitglieder keit“ 1997 ] Nr 67/ Öö.) TELNC ist damıiıt wen1g mehr AdUus-

der Gesellscha: gebunden. gesagt als dıe Notwendigkeıit, 1mM Interesse der Sicherung des
soz1ialen Friedens und der Sicherung des Gemeinwohls den

Eın Verständnıis VOIN sozlaler Gerechtigkeıit, das insbesondere Sozlalstaat zukunftsweisend weıterzuentwickeln, und das
auf Ermöglichung VOorTL Teilhabe und Teilnahme möglichst aller heißt auch, eınen gesellschaftlichen Diskurs über die erstre-

Bürgerinnen und Bürger SeTZt, kommt auch In einschlägigen benswerten jele dieses Prozesses un:! deren Operationalisıe-
Außerungen der CD ZAUE usdruck: plädiert ihr Parte1- Iung führen (vgl dazu Franz-Xaver Kaufmann, Heraus-
vorsitzender Wolfgang CHAAuDlLe In selner Rede bel den vlerten forderungen des Sozlalstaats, Frankfurt 1997
Berliner Gesprächen November 1999 für ıne MCUC -
ziale Mar  sch  A die „die Prinzıpilen VO wirtschaftlıi- Eben in diesem Zusammenhang kommt aber der Verständi-
cher Effiizienz un sozlaler Gerechtigkeıit In globalen Dımen- SU1N$ ber den Gehalt sozlaler Gerechtigkeıit 1ne zentrale
S1IONen WIe globalem Wettbewerb“ sichert un €e1 den Staat Z dieser Auseinandersetzung scheiden sich die Gel-
insbesondere auf selne Funktion konzentriert, Rahmenbedin- ster 1n der Tat SO INas eın Zögern angebracht se1ın gegenüber
SUNsSCH für sozlale un: ökonomische Teilhabe chaffen der Versuchung, orößerer Klarheit und Eindeutigkeit
el sel wen1ger auf unıforme als auf vielfältige, der Freiheit willen den Begriff „SOZl1ale Gerechtigkeit” verabschieden
der Bürgerinnen un: Bürger anheimgegebene Lösungsmög- un! damıiıt de facto der neoliberalen I1 entgegenzukom-
lichkeiten auch 1m Bereich der sozlalen Sicherung setzen IMECMN, die den Begriff als nıcht anwendbar auf die politischen
Um dies verwirklichen, MUsse das Hauptgewicht auf der Institutionen blehnt. Zur Verständigung ber den Wert der
Forderung „Arbeıt für 11 D liegen, da eiılhabe der Be- Kategorıe sozlale Gerechtigkeıit könnte ecsS hıilfreich se1n, nıcht
schäftigung die zentrale Voraussetzung gesellschaftlicher Inte- 11UT die aktuelle politische etorik befragen, sondern den
gration und eigenverantwortlichen Engagements für die e1ge- soz1ialethıischen Zusammenhang berücksichtigen, 1n dem
Nnen WI1e für gemeinwohlbezogene Belange se1. der Termiıinus beheimatet 1st un! ın dem GT ebenfalls als 11OI1-

matıver Leitbegriff elne Spitzenfunktion erlangt hat
Be1l verschiedenen Posıtionen, die dennoch Jjeweıils für sich
behaupten, dem Anspruch sozlaler Gerechtigkeıit verpflichtet

se1n, ist überlegen, CS {ffenbar für die er- Der Zusammenhang zwıischen Beteiligungs- und
schiedlichsten politischen Gruppilerungen erstrebenswert Verteilungsgerechtigkeit
lst, die eigene Programmatik gerade über das Ftikett „SOZl1ale
Gerechtigkeit” identifizieren lassen. FEın Ansatz ZUT Beant- DiIie Urlentierung In der christlich sozlalethischen Tradition

und der kirchlichen Sozlalverkündigung führt der ernüch-wortung dieser rage Jübe ıIn Karrıere und Bedeutungsverän-
derung des Begriffs „SOzlal“ finden seInN. Wıe wen1ge andere ternden Einsicht, da{fß auch diesem, gegenüber der pluralen
moralisch DOSItIV besetzte Begriffe z Freiheıit, Frieden hat Polr  -Szene der Gegenwartsgesellschaft sehr viel defi-
die Vokabel „SOZl1al” beziehungsweise „das Soziale“ allge- nıerten Kontext eın einheitliches Begriffsverständnis VOIN

meılnen gesellschaftlıchen Sprachgebrauch eine Immense Kar- sozlaler Gerechtigkeit entwickelt worden 1st (vgl Ursula No-
rliere VOIN einem eher deskriptiven soztologıischen Termıinus (wıe thelle- Wiıldfeuer, Ozlale Gerechtigkeit un Zivilgesellschaft,

auch gegenwärtig ıIn bestimmten Zusammenhängen, Z Paderborn 1999, 2785 Allerdings lassen sich In ders
eisple. In Begriffen WIeEe „Sozilalwissenschaften“ oder „S50zlal- wärtigen Soz1ialethik und In einschlägıgen kiırchenoffiziellen

verwendet wird) einem hochgradig pOsIitIv besetzten Texten WI1Ee dem Wirtschaftshirtenbrief der US-Bischöfe „Waiırt-
Wertbegriff erfahren. Was damıt VOT dem Hıntergrund der (Ge- schaftlıche Gerechtigkeit für alle  CC 1986), der EKD-Denk-
schichte staatlıch organısıerter sozlaler Sicherung und allge- schrift „Gemeinwohl und Eigennutz“ und dem (Ge-
meılner Wohlfahrt In erster 1Nnıe€e aSsSOz71ert wırd, 1st ıne SC meilınsamen Wort der Kirchen Von 997 Konstanten
WISSe Sıcherheit der Lebensverhältnisse und damıt eın für die ausmachen, VOIN denen her Aussagerichtung und politische
weıltaus me1lsten Zeıtgenossen ohl priorıtäres edurmıs nach tofßßkraft des Begriffs näher bestimmt werden können.
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Zentral für einen christlichen Verständnis des Menschen schaftsgliedern erlauben, ihre personale Selbstentfaltung ın
ausgerichteten Begrıiff VO  = sozlaler Gerechtigkeit ist zunächst Gemeinschaft mıt den anderen Mitgliedern der Gesellscha:
der Zusammenhang VOIN gerechter ökonomischer Verteilung verfolgen (vgl /7weıtes Vatıkanum, Pastoralkonstitution
un gesellschaftliıch-politischer Beteiligung. )Daraus erg1ibt Gaudium el SPCS, Nr 26) Damıt stellt sıch Sschlhelsl1ic als
sıch als eın Krıteriıum für eine Politik sozlaler Gerechtigkeit, weılteres Kriıteriıum für eın AUNSCINCSSCILCS Verständnıiıs so71laler
da{fß distributive und kontributive Gerechtigkeıit, Verteilungs- Gerechtigkeit dıie rage der Adressaten: Gemeinwohlverant-
un Beteiligungsgerechtigkeıit nıcht gegeneinanderC wortung ist unbestritten die zentrale Aufgabe des Staates, der
spielt, sondern ın eın konstruktives Zuordnungsverhältnis daraus nach dem Verständnis christlicher Soz1lalethik erst

gebrac werden mussen (vgl Marıanne Heimbach-Steins, selne Legiıtimationsbasıs ezieht
Beteiligungsgerechtigkeit, 1n Stimmen der eıt 999, Ebenso 1st aber darauf insıstiıeren, da{fß der Nspruc
147—-160). zialer Gerechtigkeit eben keineswegs ausschliefßlic den Staat
Angesichts erneDlıcher Ungleichverteilung der materiellen herausfordert, sondern In Je eigener Weise zugleic die freien
Ressourcen ın Deutschlan ist 65 keineswegs obsolet, auf den gesellschaftlichen Kräfte WI1e die einzelnen Bürgerinnen un
normatıven Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit als eiıner Bürger des Gemelnwesens In die Pflicht nımmt. Diesen (Ge<
aufgebbaren Forderung sozlaler Gerechtigkeit hınzuwelsen. sichtspunkt forcleren, War eın 7Ziel des Memorandums
Dieses Postulat bezieht sıch nıcht BUE auf die Einkommens- „Mehr Beteiligungsgerechtigkeit” VO Oktober 19985 (Die
verteilung, sondern mu{ auch die sehr viel wenı1ger ausgegl1- deutschen ischöfe, Kommıissıon für gesellschaftliche und
chene Vermögensverteilung einbeziehen: ITE unteren 5() sozlale Fragen Nr 20, herausgegeben VO Sekretarıat der
Prozent der Haushalte besitzen gerade einmal D Prozent, Deutschen Bischofskonferenz, onn 1998
die unteren Prozent der Haushalte nıcht einmal ber eın
Prozent des Gesamtvermögens. Dagegen besitzen dıe oberen
20 Prozent der Haushalte 61 Prozent, die obersten 110 Pro- Eigenverantwortuhg ermöglichen als vorrangıge
zent alleın fast 41 Prozent des Gesamtvermögens. ” Thomas sozlalpolıtische Aufgabe
roch,Blickpunkt  Zentral für einen am christlichen Verständnis des Menschen  schaftsgliedern erlauben, ihre personale Selbstentfaltung in  ausgerichteten Begriff von sozialer Gerechtigkeit ist zunächst  Gemeinschaft mit den anderen Mitgliedern der Gesellschaft  der Zusammenhang von gerechter ökonomischer Verteilung  zu verfolgen (vgl. Zweites Vatikanum, Pastoralkonstitution  und gesellschaftlich-politischer Beteiligung. Daraus ergibt  Gaudium et spes, Nr. 26). Damit stellt sich schließlich als  sich als ein Kriterium für eine Politik sozialer Gerechtigkeit,  weiteres Kriterium für ein angemessenes Verständnis sozialer  daß distributive und kontributive Gerechtigkeit, Verteilungs-  Gerechtigkeit die Frage der Adressaten: Gemeinwohlverant-  und Beteiligungsgerechtigkeit nicht gegeneinander ausge-  wortung ist unbestritten die zentrale Aufgabe des Staates, der  spielt, sondern in ein konstruktives Zuordnungsverhältnis  daraus nach dem Verständnis christlicher Sozialethik erst  gebracht werden müssen (vgl. Marianne Heimbach-Steins,  seine Legitimationsbasis bezieht.  Beteiligungsgerechtigkeit, in: Stimmen der Zeit 217/1999,  Ebenso ist aber darauf zu insistieren, daß der Anspruch so-  147-160).  zialer Gerechtigkeit eben keineswegs ausschließlich den Staat  Angesichts erheblicher Ungleichverteilung der materiellen  herausfordert, sondern in je eigener Weise zugleich die freien  Ressourcen in Deutschland ist es keineswegs obsolet, auf den  gesellschaftlichen Kräfte wie die einzelnen Bürgerinnen und  normativen Aspekt der Verteilungsgerechtigkeit als einer un-  Bürger des Gemeinwesens in die Pflicht nimmt. Diesen Ge-  aufgebbaren Forderung sozialer Gerechtigkeit hinzuweisen.  sichtspunkt zu forcieren, war ein Ziel des Memorandums  Dieses Postulat bezieht sich nicht nur auf die Einkommens-  „Mehr Beteiligungsgerechtigkeit“ vom Oktober 1998 (Die  verteilung, sondern muß auch die sehr viel weniger ausgegli-  deutschen Bischöfe, Kommission für gesellschaftliche und  chene Vermögensverteilung einbeziehen: „Die unteren 50  soziale Fragen Nr. 20, herausgegeben vom Sekretariat der  Prozent der Haushalte besitzen gerade einmal 5,6 Prozent,  Deutschen Bischofskonferenz, Bonn 1998).  die unteren 30 Prozent der Haushalte nicht einmal über ein  Prozent des Gesamtvermögens. Dagegen besitzen die oberen  20 Prozent der Haushalte 61 Prozent, die obersten 10 Pro-  Eigenverantwortuhg ermöglichen als vorrangige  zent allein fast 41 Prozent des Gesamtvermögens.“ (Thomas  sozialpolitische Aufgabe  Broch, ... und die Armen? Zum Caritas-Jahresthema 2000, 8.  Die referierten Daten beziehen sich auf 1993).  Die „Erfindung“ des Begriffs soziale Gerechtigkeit im 19. Jahr-  hundert stand im Zusammenhang mit der Entdeckung der „so-  Ein weiteres Moment zur Bestimmung von sozialer Gerech-  zialen Frage“ als einer staatlichen und gesamtgesellschaftlichen  tigkeit und ihrer Reichweite als Prinzip der Gesellschaftsge-  Herausforderung. Daß die Sicherung von wenigstens annähe-  staltung ist die Berücksichtigung der Rechte und Chancen der  rungsweise gleichen Lebenschancen nicht eine Frage der indivi-  nachfolgenden Generationen, die Ausstattung also mit einem  duellen Tüchtigkeit allein bleiben durfte, daß strukturelle Un-  Zeitindex, der die advokatorische Vertretung der von gegen-  gerechtigkeiten politisch zu bekämpfen waren und insofern den  wärtigen Entscheidungen zukünftig Betroffenen im aktuellen  Staat herausforderten, war damals zu entdecken und in Kirche  politischen Prozeß zwingend erfordert. Die Studie „Zu-  und Gesellschaft mühsam durchzusetzen. Die Austarierung der  kunftsfähiges Deutschland“ (herausgegeben von  Verantwortlichkeiten zwischen den einzelnen Bürgerinnen und  Misereor/BUND, Basel 1997) hat diese notwendige Erweite-  Bürgern, den freien gesellschaftlichen Kräften und der Staats-  rung der Perspektive markant herausgearbeitet. Die Focussie-  macht ist immer eine prekäre Aufgabe geblieben.  rung auf den Aspekt der intergenerationellen Gerechtigkeit  Mit dem Begriff soziale Gerechtigkeit im Verständnis christli-  als politischer, ökonomischer und kultureller Herausforde-  cher Sozialethik verbindet sich vor diesem Hintergrund das  Programm, die Freiheit und Verantwortlichkeit der gesell-  rung bildet einen roten Faden der Studie.  Eine solche Konzeptualisierung von sozialer Gerechtigkeit  schaftlich Handelnden zu achten und ihre Entfaltungsmög-  weist eindringlich darauf hin, daß eine eilfertige Identifizie-  lichkeiten durch gesamtgesellschaftliche (staatlich zu  rung der aktuell am politischen Prozeß Beteiligten mit den  organisierende beziehungsweise zu ermöglichende Unter-  Betroffenen zu kurz greifen würde, daß vielmehr soziale Ge-  stützung) zu sichern. Daraus ergibt sich eine Vielzahl kon-  rechtigkeit als Prinzip der Politik ein besonderes Augenmerk  kreter Aufgaben und Herausforderungen an den Staat, die  auf die nicht Beteiligten oder nur schwer zu Beteiligenden,  hier zu entfalten den Rahmen des Artikels sprengen würde  aber von politischen Entscheidungen aktuell oder künftig Be-  Konkrete sozialpolitische Lösungen lassen sich auch nicht  troffenen zu richten hat. Es wird immer „zu fragen sein, in-  unmittelbar aus einem normativen Modell sozialer Gerech-  tigkeit ableiten. Hingegen folgt aus dem skizzierten Verständ-  wieweit die Betroffenen mit am Verhandlungstisch sitzen.  Die strukturellen Machtverhältnisse äußern sich nämlich in  nis sehr wohl die Herausforderung, bestimmte — nota bene  Beteiligungsrechten“ (Kaufmann, a.a.O., 152).  zueinander in Spannung stehende, aber als grundsätzlich  gleichrangig erachtete — Ziele (sozial-)politischen Handelns  Soziale Gerechtigkeit zielt auf die Realisierung des Gemein-  zueinander in eine konstruktive Beziehung zu setzen und ih-  wohls, also auf die bestmögliche Verwirklichung jener ge-  nen durch Erarbeitung gemeinwohlorientierter Kompro-  sellschaftlichen Rahmenbedingungen, die es allen Gesell-  misse Rechnung zu tragen.  HERDER KORRESPONDENZ 53 12/99  609un die Armen? Zum Carıtas-Jahresthema 2000,
Die referierten Daten beziehen sich auf 1993 DIe „Erfindung” des Begriffs soz1ale Gerechtigkeit 1m 19 Jahr-

hundert stand 1mM Zusammenhang mıt der Entdeckung der ,50-
Fın welıteres Moment ZUT Bestimmung VO sozlaler Gerech- zialen rage” als einer staatlıchen und gesamtgesellschaftlichen
tigkeit un ihrer Reichweite als Prinzıp der Gesellschaftsge- Herausforderung. Da{fß dıe Siıcherung VO  — wenı1gstens annähe-
staltung ist die Berücksichtigung der Rechte und Chancen der rungswelse gleichen Lebenschancen nıcht eiINe rage der indıvi-
nachfolgenden Generationen, die Ausstattung also miıt einem duellen Tüchtigkeıit alleın bleiben durfte, da{fß strukturelle Un=
Zeıitindex, der die advokatorische Vertretung der VO  —s gerechtigkeiten politisch ekämpfen un insofern den
wärtigen Entscheidungen zukünftig Betroffenen 1mM aktuellen Staat herausforderten, War damals entdecken un RC
politischen Proze{ß zwingend erfordert. DIe Studie 7>Zu- und Gesellscha: mühsam durchzusetzen. DIie Austarıerung der
kunftsfähiges Deutschland“ (herausgegeben VOINl Verantwortlichkeiten zwischen den einzelnen Bürgerinnen und
Mısereor/BUND, ase 1997 hat diese notwendige Erweiıte- Bürgern, den freien gesellschaftlıchen en un: der Staats-
FunNng der Perspektive markant herausgearbeitet. DIie Focuss1l1e- macht ist immer eıne prekäre Aufgabe geblieben.
rung auf den Aspekt der intergenerationellen Gerechtigkeıit Miıt dem Begriff soz1ale Gerechtigkeit 1mM Verständnıiıs chrıstlı-
als politischer, ökonomischer und kultureller Herausforde- cher Sozialethik verbindet sıch VOTL diesem Hintergrund das

Programm, dıe Freiheıit un Verantwortlichkeit der gesell-LUuNg bildet einen en der Studie
iıne solche Konzeptualisierung VO  . soz71aler Gerechtigkeıit schaftlich andelnden achten un ihre Entfaltungsmög-
weIlst eindringlich darauf hın, da{fßs eine eilfertige Identifizie- lıchkeiten WG gesamtgesellschaftliche (staatlıch
LU der ktuell politischen Proze(ifß$ Beteiligten mıt den organisierende beziehungswelse ermöglichende Unter-
Betroffenen WTZz oreıfen würde, da{fß vielmehr sozlale Ge- stützung) sıchern. DDaraus ergibt sıch eine 1el1za kon-
rechtigkeıt als Prinzıp der Politik eın besonderes Augenmerk kreter ufgaben un: Herausforderungen den Staat, dıe
auf die nıcht Beteiligten oder 11UT schwer Beteiligenden, hıer entfalten den Rahmen des Artikels würde
aber VO  - politischen Entscheidungen ktuell oder künftig Be- Konkrete sozlalpolitische Lösungen lassen sıch auch nıcht
troffenen richten hat Es wird immer „ZU fragen se1n, 1n- unmıiıttelbar N einem normatıven odell sO7z1laler Gerech-

tigkeit ableiten. ıngegen olg AUsSs dem skı77l1erten Verständ-wleweılt die Betroffenen mıt Verhandlungstisch sıtzen.
Diıie strukturellen Machtverhältnisse aufßern sıch nämlıich In N1IS sehr ohl die Herausforderung, bestimmte ota bene
Beteiligungsrechten ” (Kaufmann, a al 52) zueinander In pannung stehende, aber als grundsätzlıch

gleichrangıg erachtete Jele (sozlal-)politischen andelns
ozlale Gerechtigkeit zielt auf dıie Realisierung des (emMe1n- zuelinander In elne konstruktive Beziehung setizen un: iıh-
wohls, also auf die bestmögliche Verwirklichung jener C LICIH AITC Erarbeitung gemeinwohlorientierter Kompro-
sellschaftlichen Rahmenbedingungen, die CS en Gesell- mi1sse echnung tragen.
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Blickpunkt

Im 1G auf die gegenwärtige Siıtuation des deutschen Soz1lal- Mafßßhnahmen A Konsolidierung der Staatsfinanzen 1U  z kon-
STagls und der deutschen Gesellscha bedeutet das, da{fßs das kret besten gee1gnet sind, Partızıpation, Kontribution un
vernünftigerweise nıcht abweisbare Ziel der Konsolidierung ertellung einem für alle Mitglieder der Gesellschaft gerech-
der Staatsfinanzen vermiıtteln 1st mıt dem nlıegen elner ten Ausgleich bringen
Reduktion der Steuerlast Z reigabe VO Handlungsspiel- iıne Tendenz, dem ıte soz1lale Gerechtigkeit für Je-
raäumen un ZUT Ermutigung VOIN E1ıgenverantwortung un weıls konkurrierende Gruppeninteressen werben un
Kreatıivıtät. Dieses Ziel M aber austarıert werden (und kämpfen, 1st gegenwärtig unübersehbar. Dies kann unbe-
findet er 1ne (Gsrenze daran) mıt dem Postulat der Sıcher- chadet der prüfenden Legıitimität der einzelnen Interessen

dazu KEM da{s das Ziel des Gemeinwohls und damıt dıiestellung elınes VOoO gesellschaftliche (politische un ökono-
mische) Partızıpation ermöglichenden Grundstocks SOZ1a- Notwendigkeit der Verständigung ber den notwendigen In-
ler Sicherheit für alle, insbesondere für jene Mitglieder der teressenausgleich (unter inbezug der ünftigen Betroffenen),
Gesellschaft,; die wenı1ger oder Sarl nıcht ın der Lage sind, den damıt verbundenen Verzicht auf bestimmte maximale
E1genvorsorge betreiben. Forderungen un: elne Umorientlierung aufWertpriorıitäten,
/Zum nspruch, der sıch AauUus der Norm sozlaler Gerechtigkeıit die dem Anlıegen einer nachhaltigen un so71a| verträglichen

den Staat erg1ibt, gehört darüber hınaus dıe Unterstützung Zukunftssicherung dienen, Aaus dem Blick gerat. In etzter
der einzelnen un kleinen Einheiten In ihrer jeweıligen Konsequenz leg darın die Gefahr der Reduktion VOIN „Ge-
Wahrnehmung VO Gemeinwohlaufgaben. DIies betrifft VOI - meinwohl“ auf das Jjeweılige „Mein-Wohl“ beziehungsweise

eine fortschreitende Entsolidarisierung der Gesellschaft.rang1g die Förderung der Famıilien als des primären gesell-
SCHAa  iıchen (Irtes für die n  icklung un Erziehung der
nachwachsenden Generatıon WI1Ie der ege un: orge für die Hıer soll nıcht eingestimmt werden In den Chor der Pessim1i-
Alten, Kranken un: Hilfsbedürftigen. Weiıterhin olt diese StCHE die MSCHE Gesellschaft 1m kollektiven Ego1smus T-

posıtıve Verpflichtung ZARMEG Unterstützung eigenverantwortlı- gehen sehen. ber C5 i1st angesichts der gesellschaftlıchen
chen andelns aber auch 1mM Blick auf die Förderung des — Grofßwetterlage agen Wiıe kann die notwendige Abwä-
zıialen Ehrenamtes un: anderer gemeinwohlorientierter Bür- SUNS un Austarlıerung jener ufgaben un Interessen, die
gerarbeit. Im Sınne des Subsidiarıtätsprinz1ıps 1st der zueinander ın pannung stehen und doch nıcht preisgegeben
Pflicht Z staatlıchen Unterstützung der einzelnen un C werden können, vorangebracht werden, da{s €1 dıe Be-
sellschaftlichen Akteure festzuhalten, dıe Sicherung des ange der schlechtesten gestellten Gesellschaftsglieder
Gemeinwohls ‚hilfreichen Beistand“ erfordert. Dies 1st nıcht (einschlieflic. der heute och tummen, nachfolgenden Ge-
als bloße Notfallhilfe verstehen, sondern als Grunderfor- nerationen) nıcht werden? Wıe annn mıiıt gesell-
dernis prospektiver staatlıcher Polıtik, das en CGS mu{fs In schaftlicher (politischer un ökonomischer) Partiızıpation für
den Strukturen des Soz1ialstaats verwirklicht werden: OTraus- WITKILIC alle Gesellschaftsglieder rmn emacht werden, un

WI1e kann dıie dazu unverzichtbare Anwaltschaft wirksam OT -Ssetzungen Schaliien für die Ermöglichung Von E1genverantwor-
LUuNg 1st 1ne prominente Aufgabe sozialstaatlicher Polıitik ganısıert werden?
Das alles schwingt In einem Verständnis VOIN sozlaler Gerech- Im TMDG auf diese für dıe rage der gesellschaftlichen In-
tigkeit mıt, WI1eEe 65 sıch adus der christlichen sozialethischen klusion wichtige Forderung waren ZuU eispie. Formen
Reflexion erschlie{fst. der Repräsentanz der Betroffenen stärken, die nıcht VOIN

den kurzfristigen Rhythmen der Wahlperioden abhängig
Sind. Dies ist nıcht als Konkurrenz den Instrumenten un

Gemeinwohl der „Meın-Wohl” die Gefahr Kommunikationsformen der parlamentarischen Demokratie
fortschreitender Entsolidarisierung verstehen, sondern als eıne notwendige Ergänzung, s

beispilelsweise die Wahrnehmung un: Vertretung der In-
Sıcher hat ıne allzu osroißzügige un undifferenzierte Verte1l- jener Gesellschaftsglieder geht, die nıcht als edeu-
lungspoliti der Vergangenheit mıt dazu beigetragen, TWAar- tende Wählergruppen auf das gesteigerte Interesse der politi-
tungshaltungen schüren, die sıch inzwischen VO  - den schen Parteiıen stoßen un: die dennoch als Betroffene eın
unterschiedlichsten Selten auf den „Sozialstaat“ als Verteilungs- ee auf politische Vertretung en
instanz soz1laler Wohltaten richten. Das hat dazu ge:  T, da{fß Eın zweıter Gesichtspunkt betrifft die rage, w1e dıe 1ın erheb-
eın Arrangement politischen un ökonomischen Handelns Z 006 lıchen Teilen der Bevölkerung durchaus vorhandene Ge-
Siıcherung der Daseinsvorsorge für alle, In dem eigenverant- meinwohl-Sensibilität und Solidaritätsbereitschaft politisch
wortliches Handeln der gesellschaftlichen Subjekte un: staatlı- fruchtbar emacht werden ann SO SInd etwa ZUT Förderung
che Unterstützung dieses andelns In einem sorgfältig AaUSZUTa- VO  z Gemeinwohlbelangen durch wohlhabende Privatleute
rierenden Gleichgewicht halten sind, aum och spontan LEUEC Wege erschließen, die eınen selbstbestimmten un
mıt dem Begriff „sozlale Gerechtigkeit” verbunden wIrd. Darın durchschaubaren Einsatz olcher Ressourcen gewährleisten.
hegt der Problemkern der uellen Dıiskussion, unbeschadet Auch das 1st eine Forderung, die sıch AaUus dem FEıntreten für
des erheblichen politischen Klärungsbedarfs, welche konkreten Bürgerengagement un Eıgenverantwortung ergibt. DiI1e Is-
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Interview

kussıon eine Reform des Stiftungsrechtes 1st hierfür eın ak- un partelinternen Debatten der zurückliegenden Monate
uelles eispiel, das auf einen erheblichen Nachholbedar In hinlänglich eze1gt aben, wird eın stark wertbesetzter un
Deutschland hınwelst. WG eın einfaches un durchschau- VOIN verschiedenen Seıten (mıt unterschiedlichen Inhalten)
bares Stiftungsrecht könnte politisch eine wichtige Voraus- aufgeladener Begriff A0 leicht eıner Worthülse, die al-

enfTalls für wechselseıtige Krıitik genutzt wird un auglic. C1-setzung geschaffen werden, den Fınsatz für so7z1lale Ge-
rechtigkeıit ıIn der Gesellschaft selbst unterstutzen un scheılmnt. Vielleicht ware ratsam, zumındest für die polıti-
attraktiver machen. sche Arena einstweılılen eın Moratorium auszurufen. ürden

sıch Politikerinnen und Politiker In den kommenden Jahren
Wenn eine Verständigung ber das mıt „SOzlaler Gerechtig- eweıils die ühe machen SdgCIl, Wäas s$1e wirklich meınen,
eıt  465 Gemeimnte eweıls ausführliche Debatten, Erklärungen WEeNn s1e ene1gt SInd, „SOZlale Gerechtigkeit” einzufordern,
un Reflexionen verlangt, bedeutet das nıcht zwingend, da{s könnte eine solche Ubung der gedanklıchen Diszıplin un
der Begriff genere unbrauchbar seın mu Er erweIılst sıch Präzıiısıon den notwendigen faıren Streıt un dann auch elıne
aber den gegenwärtig diagnostizierenden gesell- Verständigung ber Ziele un: Inhaite politischen andelns

in Staat un Gesellscha: befördernschafitlıchen Umständen als wen1g hilfreich Z Verständi-
SunNng ber konkrete Politik-Konzepte. Wıe dıie öffentlichen Marıanne Heimbach-Steins

„Jugendkulturen ernster nehmen‘“
Eın Gespräch mıt Bischof Franz-Josef Bode ZU Verhältnis Kırche un Jugend

ach W1e Vor engagıeren sıch v”ıele Jugendliche ıIn der Kirche, gleichwohl ist der
Lebensstil junger Leute zunehmend wen1ger Von chrıstlichen Tradıtionen geprägt.
Bischof Franz-Josef Bode Von Osnabrück, Vorsitzender der Jugendkommission der
Deutschen Bischofskonferenz, fordert dıe Kırche dazu auf, sıch mehr mi1t der Lebens-
welt Jugendlicher beschäftigen und EUEC Wege der Kommunikatıon suchen.
IDie Fragen tellte Stefan rth

Herr Bıscho  ode, WI1IeE sehen S1ıe als „Jugendbischof” das Sp1- darum, ob ich eiıne Arbeıt finden un meılne Fähigkeiten eiIN-
rıtuelle ro heutiger Jugendlicher? WOoO sınd diese für (,ott setzen kann. Als vilerte rage Schlıelslıc. Was hat das eigent-
sprechbar und Inwıeweılt haben s$1e einen SInnn für das Religiöse? ich es für einen Sınn? Auch hınter dieser rage steckt

schliefßlich die C nach Gott zunächst einmal ıIn einem
mehr allgemeinen SINN. Jugendliche merken allerdings sehrBode. unge Leute en eine starke Neigung ZUrTr UG ach

dem galıZ Anderen IDER 1st och nıcht deckungsgleich mıt chnell, da{ß diese Fragen sowohl miıt konkreten Personen als
einem christlichen Gottesglauben, aber ın den meılsten ällen auch mıt Persönlichem O aben, da{s INanl letztlich nıcht
ibt 65 bel ihnen ıne Sehnsucht ach dem Größeren und 11UTL VO  s einem allgemeinen Religiösen en kann, sondern
ıne Fragehaltung, die auf Sınn un auf das SAdl1Z Andere jemanden braucht, dem INan Du kann. Wenn das
zielt Im wesentlichen Sınd 65 vier Grundfragen, die Junge ÜRG Menschen vermuittelt wiırd, o1bt durchaus die MöÖg-
Leute bewegen Zunächst: Wıe gelingt meın Leben? WAar ist TC  eIt s1e auch für den personalen Glauben erwarmen
€e1 och nıcht ausdrücklich VO  H Gott die Rede ber 1mM
en einen Weg entdecken wollen, 1st die rage danach Die enheı des Menschen für das Religiöse war früher

vıel unmı1ttelbarer mMI1t christlichen Tradıtionen verbunden undWer bın ich eigentlich un wohin gehe ich? DIie zweıte rage
Wiıe gelingen Beziehungen? 1ele Beziehungen zerbrechen häufiger mMI1t einer mehr oder wenı1ger selbstverständlichen Teıl-
heute;, 11L1all Lut sıch schr schwer mıt der Beziehungsfähigkeit; nahme en der Kırche verknüpft. Hıer ıst dıe chwelle
trotzdem sehnt sıch jeder be]1 er Autonomıie ach einer heute ım Normalfall sehr hoch
intakten Gemeinschaft un! ach Zugehörigkeıit. Auch darın
steckt die Sehnsucht ach etwWAas, das über mich selbst hinaus- Bode DIe Selbstverständlichkei elnes relig1ösen Rhythmus
geht Drıittens: Wiıe sieht meılne 7Zukunft aus? DIie ngs schwıindet natürlich immer mehr das gılt für Erwachsene
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